Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1892 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. Mai 1960 

3 — 44603 — 2900/60 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
und des Gerichtskostengesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu dem Entwurf in seiner 218. Sitzung am 
6. Mai 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes Stel- 
lung genommen und beschlossen, die Eingangsworte wie folgt 
zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, daß durch 
das im Entwurf vorliegende Gesetz ein Zustimmungsgesetz, 
nämlich das Gesetz zur Änderung und Ergänzung kosten- 
rechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 1957 (BGBl. I S. 861), 
förmlich geändert wird. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
und des Gerichtskostengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- j § 2 


sen: 

§ 1 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

§ 123 der Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 
907) wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) An die Stelle der vollen Gebühr (§ 11 
Abs. 1 Satz 1) treten bei einem Gegenstands wert 


von 

mehr 

als 

300 

bis 

400 

DM 

22 

DM 

von 

mehr 

als 

400 

bis 

500 

DM 

25 

DM 

von 

mehr 

als 

500 

bis 

600 

DM 

28 

DM 

von 

mehr 

als 

600 

bis 

700 

DM 

31 

DM 

von 

mehr 

als 

700 

bis 

800 

DM 

34 

DM 

von 

mehr 

als 

800 

bis 

900 

DM 

37 

DM 

von 

mehr 

als 

900 

bis 

1 000 

DM 

40 

DM 

von 

mehr 

als 

1 000 

bis 

1 100 

DM 

42 

DM 

von 

mehr 

als 

1 100 

bis 

1 200 

DM 

44 

DM 

von 

mehr 

als 

1 200 

bis 

1 300 

DM 

46 

DM 

von 

mehr 

als 

1 300 bis 

1 400 

DM 

48 

DM 

von 

mehr 

als 

1 400 

bis 

1 500 

DM 

50 

DM 

von 

mehr 

als 

1 500 

bis 

1 600 

DM 

51 

DM 

von 

mehr 

als 

1 600 

bis 

1 700 

DM 

52 

DM 

von 

mehr 

als 

1 700 

bis 

1 800 DM 

53 

DM 

von 

mehr 

als 

1 800 

bis 

1 900 

DM 

54 

DM 

von 

mehr 

als 

1 900 bis 

2 000 DM 

55 

DM 

von 

mehr 

als 

2 000 

bis 

2 100 

DM 

56 

DM 

von 

mehr 

als 

2 100 

bis 

2 400 

DM 

59 

DM 

von 

mehr 

als 

2 400 

bis 

2 700 

DM 

62 

DM 

von 

mehr 

als 

2 700 

bis 

3 000 

DM 

65 

DM 

von 

mehr 

als 

3 000 

DM 



70 

DM. 


2. Absatz 4 tritt außer Kraft. 


Änderung des Gerichtskostengesetzes 

! § 40 Abs. 3 Satz 4 des Gerichtskostengesetzes 

j vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861 r 941) 

! wird wie folgt gefaßt: 

I 

j „Wird das Verfahren fortgesetzt, so wird neben der 
Gebühr nach Absatz 1 Nr. 5 die Auskunftsgebühr 
nicht erhoben.' 1 

| § 3 

Übergangsvorschrift 

In einem Rechtszug, der vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes begonnen hat, sind die Gebühren 
des Rechtsanwalts nach neuem Recht zu berechnen, 
soweit der Rechtszug nicht vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes beendigt war. Dabei gilt der Rechts- 
zug auch als beendigt, wenn eine Entscheidung, 
welche die gerichtliche Instanz abschließt, verkündet 
oder, falls eine Verkündung nicht stattgefunden 
j hat, zugestellt oder sonst erlassen worden ist. 


Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 2 am 

in Kraft. § 2 tritt mit Wirkung vom 

| 1. Oktober 1957 in Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 

1. Bis zum Jahre 1919 erhielt ein Rechtsanwalt, der 
einer armen Partei zur vorläufig unentgeltlichen 
Wahrnehmung ihrer Rechte beigeordnet war, keine 
Vergütung aus der Staatskasse. Er war darauf an- 
gewiesen, seine Gebühren und Auslagen von dem 
in die Prozeßkosten verurteilten Gegner beizutrei- 
ben oder von seiner Partei, wenn diese zahlungs- 
fähig geworden war, nachzufordern. Ansprüche 
gegen die Staatskasse wurden den Armenanwälten 
erstmals durch die Gesetze vom 18. Dezember 1919 
(RGBl. S. 2113) und vom 6. Februar 1923 (RGBl. I 
S. 103) gewährt, und zwar durch das Gesetz vom 
18. Dezember 1919 nur auf Ersatz von Auslagen 
und erst durch das Gesetz vom 6. Februar 1923 auch 
auf die Erstattung von Gebühren. Das während der 
Inflationszeit ergangene Gesetz vom 6. Februar 1923, 
nach dem der Armenanwalt seine Gebühren unge- 
kürzt aus der Staatskasse zu erhalten hatte, wurde 
bald erheblich eingeschränkt. Die Verordnung vom 

13. Dezember 1923 (RGBl. I S. 1188) begrenzte den 
Streitwert für die Erstattung der Gebühren aus der 
Staatskasse auf 2000 GM und die Gesetze vom 

14. Juli 1925 (RGBl. I S. 136) und vom 17. Dezem- 
ber 1926 (RGBl. I S. 503) senkten außerdem die aus 
der Staatskasse zu erstattenden Gebühren unter die 
Sätze des § 9 der damaligen Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte. 

Völlig neugeordnet wurde das Gebührenrecht für 
Armenanwälte durch das Gesetz vom 20. Dezem- 
ber 1928 (RGBl. I S. 411). Dieser Neuregelung, auf 
der noch das geltende Recht beruht, liegt der Ge- I 
danke zugrunde, daß der Rechtsanwalt kraft seiner ! 
besonderen Stellung in der Rechtspflege die Be- | 
rufspflicht hat, dem Armen unentgeltlich Beistand j 
zu leisten. Er hat jedoch einen Anspruch gegen den 
Staat auf Gebühren und auf Ersatz der erforder- 
lichen Auslagen. Die Gebühren des Armenanwalts 
sind geringer als die Gebühren, die ein Rechtsan- 
walt sonst fordern kann. Die Armenanwaltsgebüh- 
ren stellen einen billigen Ausgleich dar zwischen 
den Belangen des Rechtsanwalts, der seine Arbeits- 
kraft und sein Büro für den Armen unentgeltlich 
zur Verfügung stellt, und der Allgemeinheit, deren 
mit Notwendigkeit begrenzte steuerliche Leistungs- 
fähigkeit angesichts der häufigen Inanspruchnahme 
des Armenrechts eine volle Entschädigung des 
Armenanwalts nicht gestattet. Diese Grundgedan- 
ken wurden durch das Gesetz vom 28. Dezember 

1928 in der Weise verwirklicht, daß vom 1. April 

1929 ab der Armenanwalt aus der Staatskasse bei 
Gegenständen bis zu 400 RM die Gebühren unge- 
kürzt und bei Gegenständen über 400 RM bis 
2000 RM rund zwei Drittel der gewöhnlichen Ge- 
bühr erhielt. 

Diese Gebühren wurden jedoch schon nach kurzer 
Zeit gesenkt, und zwar durch die Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft 
und Finanzen vom 1. Dezember 1930 (RGBl. I S. 517) 


j um zunächst 10 v. H. und durch die Dritte Verord- 
nung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt- 
schaft und Finanzen und zur Bekämpfung politischer 
Ausschreitungen vom 6. Oktober 1931 (RGBl. I 
S. 537) unter Einschluß der vorgenannten Senkung 
i bei Streitwerten bis 800 RM um 20v.H. und bei höhe- 
ren Streitwerten um 25 v. H. Auf dieser Höhe blieben 
die Armenanwaltsgebühren bis zum 1. August 1952. 

| Mit Wirkung von diesem Tage an trat durch das 
i Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
I Kostenrechts vom 7. August 1952 (BGBl. I. S. 401) 

| zu diesen Gebühren ein Zuschlag von 20 v. H. 

In die Gebührentabelle für Armenanwälte in § 123 
Abs. 1 der am 1. Oktober 1957 in Kraft getretenen 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte (Arti- 
kel VIII des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
kostenrechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 1957 
i — BGBl. I S. 861) ist dieser Zuschlag eingearbeitet 
worden. Eine Erhöhung der Armenanwaltsgebühren 
im allgemeinen hat dieses Gesetz nicht bezweckt 
j (vgl. die Begründung zu der Regierungsvorlage — 
Drucksache 2545 der 2. Wahlperiode, S. 233 linke 
Spalte oben und S. 272 zu § 121 unter 1.). Jedoch 
sind durch dieses Gesetz die festen Gebühren, die 
der Armenanwalt in Ehe-, Kindschafts- und land- 
gerichtlichen Entmündigungssachen erhält, von 30 
auf 50 DM je volle Gebühr erhöht worden (vgl. 
§ 123 Abs. 2 der Bundesgebührenordnung für 

Rechtsanwälte). Da von den Armensachen ein gro- 
ßer Teil auf die Ehesachen entfällt, entstehen durch 
diese Gebührenerhöhung in den Ländern laufend 
beträchtliche Mehrausgaben für Armenanwaltsge- 
bühren, die aus allgemeinen Haushaltsmitteln ge- 
deckt werden müssen, weil die Gerichtsgebühren 
nicht in gleicher Weise erhöht werden können. Da- 
gegen wurden die Gebühren, die nach der Gebüh- 
rentabelle in § 123 Abs. 1 der Bundesgebührenord- 
nung für Rechtsanwälte in anderen Sachen aus der 
Staatskasse zu zahlen sind, durch das Gesetz vom 
26. Juli 1957 nicht erhöht. Durch das Auf- oder Ab- 
runden und sonstige technische Änderungen in der 
Staffelung der Tabelle haben sich allerdings bei 
einzelnen Wertstufen größere oder geringere Ge- 
bührenbeträge als vorher ergeben. Erhebliche Mehr- 
ausgaben für Armenanwaltsgebühren sind hier- 
durch aber nicht erwachsen. 

i 2. Die Gebühren nach der Tabelle in § 123 Abs. 1 
j der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte, die 
durch das Gesetz vom 26. Juli 1957 im wesentlichen 
unverändert gelassen worden sind, sollen durch den 
Entwurf erhöht werden, um sie den veränderten 
Verhältnissen anzupassen. Doch kann hierbei nicht 
allein die allgemeine Steigerung der Preise be- 
rücksichtigt werden. Denn die Armenanwaltsgebüh- 
ren müssen in einem angemessenen Verhältnis 
stehen zu den Gebühren, die ein Rechtsanwalt sonst 
erhält, und zu den gerichtlichen Gebühren, welche 
die wesentlichen Staatseinnahmen aus der Rechts- 
pflege darstellen. Die Gebühren der Rechtsanwälte 
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und die gerichtlichen Gebühren machen den größten 
Teil der Kosten einer Rechtsverfolgung aus. Diese 
Kosten dürfen nicht unangemessen hoch sein. Sie 
müssen auch in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem Wert des Streitgegenstandes stehen. Daher 
konnten die Gebühren, die ein Rechtsanwalt sonst 
erhält, und die gerichtlichen Gebühren innerhalb 
der letzten 30 Jahre nur um 25 v. H. erhöht wer- 
den. Dies muß auch bei der Bemessung der Armen- 
anwaltsgebühren in Rechnung gestellt werden. 

3. Im einzelnen sieht der Entwurf folgende Ände- 
rungen vor: 

a) Durch das Gesetz vom 26. Juli 1957 ist die 
Mindestgebühr in allen Justizkostengesetzen auf 
3 DM bestimmt worden. Auch nach § 11 Abs. 2 
Satz 1 der Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte beträgt die Mindestgebühr 3 DM. Da 
es angemessen erscheint, diese Mindestgebühr 
auch für den Armenanwalt zu bestimmen, ist 
nach der Gebührentabelle, die der Entwurf für 
§ 123 Abs. 1 vorsieht, der geringste Gebühren- 
betrag 3 DM. Ferner wird der Absatz 4 des § 123, 
nach dem die Mindestgebühr des Armenanwalts 
2 DM beträgt, aufgehoben. Hiernach wird auf 
Grund des § 121 auch für den Armenanwalt die 
allgemeine Vorschrift des § 11 Abs. 2~Satz 1 der 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte gel- 
ten, nach welcher der Mindestbetrag einer Ge- 
bühr 3 DM ist. 

b) Nach dem bisherigen Recht erhält der Armenan- 
walt aus der Staatskasse bei einem Gegenstands- 
wert von mehr als 2000 DM als volle Gebühr 
den festen Betrag von 54 DM. Durch diese feste 
Gebühr wird der Armenanwalt bei Gegenstän- 
den, deren Wert 2000 DM übersteigt, von dem 
erhöhten Gebührenaufkommen ausgeschlossen, 
das sich zu ergeben pflegt, wenn infolge einer 
Preissteigerung auch die Werte der Streitgegen- 
stände steigen. Angesichts der veränderten 
Preise erscheint es daher angebracht, eine feste 
Gebühr erst für Gegenstände über 3000 DM Platz 
greifen zu lassen. 

c) Nach der Gebührentabelle, die der Entwurf vor- 
schlägt, erhält der Armenanwalt als volle Ge- 
bühr aus der Staatskasse mindestens 3 DM und 
höchstens 70 DM. Die Tabelle ist in der Weise 
gestaffelt, daß bis zu einem Gegenstandswert von 
300 DM die Gebühren ungekürzt erstattet wer- 
den. Von hier ab sinken die Armenanwaltsgebüh- 
ren allmählich unter die gewöhnlichen Gebühren. 
Bei dem mittleren Wert von 1500 DM betragen 
sie zwei Drittel der gewöhnlichen Gebühren. Der 
Höchstbetrag einer vollen Gebühr des Armen- 
anwalts ist die Hälfte einer gewöhnlichen Ge- 
bühr für die Wertstufe zwischen 3000 und 3200 
DM. 


Zu § 2 

Bei der Neufassung des Gerichtskostengesetzes (An- 
lage 1 zu dem Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
kostenrechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 1957 — 
BGBl. I S. 861, 941) ist in § 40 Abs. 3 Satz 4 ver- 
sehentlich das Wort „nicht" weggelassen worden. 
Da die neue Fassung von dem Gesetzgeber beschlos- 
sen worden ist (vgl. Artikel XI § 7 des Gesetzes vom 
26. Juli 1957), bedarf es zur Berichtigung eines Ge- 
setzes. Nach § 5 Satz 2 des Entwurfs soll die Berich- 
tigung rückwirkend erfolgen. In bestehende Rechte 
wird dadurch nicht eingegriffen, da die Kostenbeam- 
ten von den Landesjustizverwaltungen angewiesen 
worden sind, die Gebühr nicht zu erheben. 

Zu § 3 

Da durch § 1 des Entwurfs die Gebühren der Armen- 
anwälte den veränderten Verhältnissen angepaßt 
werden sollen, erscheint es angemessen, auch in lau- 
fenden Angelegenheiten die Gebühren nach den er- 
höhten Sätzen zu gewähren, soweit es sich nicht um 
einen Rechtszug handelt, der bei Inkrafttreten des 
Gesetzes bereits beendigt war. Aus Satz 2, in dem 
der Rechtszug der gerichtlichen Instanz gegenüber- 
gestellt wird, ergibt sich, daß der Begriff des Rechts- 
zugs im Sinne des Gebührenrechts verstanden wird. 
Hiernach werden die Gebühren für einen Rechtszug 
einheitlich entweder nach altem oder nach neuem 
Recht berechnet, je nachdem, ob der Rechtszug vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes beendigt war oder 
nicht. Wann ein Rechtszug beendigt ist, bestimmt 
sich im allgemeinen nach dem erteilten Auftrag und 
nach den Vorschriften der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte. Für den Fall, daß die gerichtliche 
Instanz durch eine Entscheidung abschließt, stellt je- 
doch Satz 2 für die Frage, ob in dem anwaltlichen 
Gebührenrechtszug einheitlich altes oder einheitlich 
neues Recht anzuwenden ist, auf den Zeitpunkt des 
Erlasses der Entscheidung ab. Bei verkündeten Ent- 
scheidungen ist der Zeitpunkt der Verkündung und 
nicht der Zeitpunkt der später etwa noch erfolgten 
Zustellung maßgebend. Bei nicht verkündeten Ent- 
scheidungen kommt es auf den Zeitpunkt der Zustel- 
lung oder der sonstigen in dem Verfahrensrecht vor- 
gesehenen Bekanntgabe an. 

Zu § 4 

Die Vorschrift soll es ermöglichen, das Gesetz auch 
in Berlin in Kraft zu setzen. 

Zu § 5 

Das Gesetz erfordert zu seiner Einführung keine 
größeren organisatorischen Vorbereitungen. Es kann 
daher alsbald nach der Verkündung in Kraft treten. 
Wegen des rückwirkenden Inkrafttretens des § 2 
wird auf die Begründung zu § 2 verwiesen. 
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Belastung der öffentlichen Haushalte durch 
das Gesetz 

Die bei einer Erhöhung der Armenanwaltsgebühren 
nach § 1 des Entwurfs im Bund und in den Ländern 
entstehenden Mehrausgaben betragen, wenn die 
Ansätze in den Haushaltsplänen für das Rechnungs- 


jahr 1959 zugrunde gelegt werden, jährlich 

etwa 

im 

Bund 

20 

000 

DM 

in 

Baden- Württemberg 

187 

000 

DM 

in 

Bayern 

121 

000 

DM 

in 

Berlin 

143 

000 

DM 

in 

Bremen 

17 

000 

DM 

in 

Hamburg 

60 

000 

DM 

in 

Hessen 

130 

000 

DM 

in 

Niedersachsen 

180 

000 

DM 

in 

Nordrhein-Westfalen 

481 

000 

DM 

in 

Rheinland-Pfalz 

54 

000 

DM 

im 

Saarland 

10 

000 

DM 

in 

Schleswig-Holstein 

70 

000 

DM 


zusammen 

1 473 000 

DM 


Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Die Änderung eines Zustimmungsgesetzes ist nur 
dann zustimmungsbedürftig, wenn das Änderungs- 
gesetz entweder selbst zustimmungsbedürftige Vor- 
schriften enthält oder die Änderung sich gerade auf 
solche Vorschriften des zu ändernden Gesetzes be- 


zieht, die seinerzeit die Zustimmungsbedürftigkeit 
dieses Gesetzes begründet haben oder wenigstens 
mit zustimmungsbedürftigen Vorschriften dieses Ge- 
setzes in einem untrennbaren Zusammenhang ste- 
hen. Dies ist bei den Vorschriften des vorliegenden 
Entwurfs nicht der Fall. Die Bundesregierung hält 
daher das Gesetz nicht für zustimmungsbedürftig. 


5 



